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Verkündet 
am 12. Mai 1959
Ju stizan g este llte r 
a ls  Urkundsbeamter 
der G eschäftsstelle

Im  K a m e n  d e s  V o l k e s

In dem R ech tsstre it

1.

2 .

der Autohallen-Mittelpunkt Go» Gesellschaft
mit beschränkter Haftung in  v ertre ten  durch
ih re  G eschäftsführerin, die Beklagte zu 3,
de Architek ten  Alfred 

ttraBe
3» des Fräulein Lina U tttB  in Straße 4P

Beklagten, Berufungskläger, 
Widerkläger und Rev i  aionskläger,

•  Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof.Br

den Kaufmann Walter W< Straße
Kläger, Berufungsbeklagten, 
Widerbeklagten und Rev i  s ionsbeklagten.

-  Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br,

hat der V III. Z ivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 12. Mai 1959 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Br.Gelhaar, A rtl, Br.Hörschel, Dr.Mezger 
und Br.Messner

fü r Recht erkannt:

Bie Revision der Beklagten gegen das U rte il des 
9. Z ivilsenats des Oberlandesgerichts in  Celle 
vom 26. März 1958 wird zurückgewiesen«
Von den Kosten der Revision tragen die Beklagten 
zu 1 und 2 Je 5/11, die Beklagte zu 3 l / l l  der 
Gerichtskosten und der außergerichtlichen Kosten 
des Klägers, während jeder der Beklagten seine 
eigenen außergerichtlichen Kosten zu tragen ha t.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der Kläger und die Beklagte au 3 haben im Jahre 
1450 eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung, die 
Beklagte zu 1, e r r ic h te t .  Von den Stammkapital von 
20 000 DM Übernahm der Kläger eine Stammeinlage von 
12 000 DM, die Beklagte zu 3 eine solche von 8000 DM«
Die G esellschaft wurde in  das Handelsregister einge­
tragen. Der Kläger war zunächst der a lle in ig e  Ge­
schäftsführer der G esellschaft, die auf einem Grund­
stück seines Vaters auf Grund eines lan g fris tig en  
Pachtvertrages einen Garagenbetrieb u n te rh ie lt. Die 
Beklagte zu 3 wurde zum weiteren Geschäftsführer der 
Gesellschaft b e s te l l t .  Sie b erie f fü r den 5» November 
1953 eine Gesellschafterversammlung mit dem Ziele ein ,
Über die Abberufung des Klägers a ls  Geschäftsführer 
Beschluß zu fassen. In  d ieser Versammlung beschloß 
s ie  seine Abberufung und b e s te llte  an seiner S te lle  
den Kaufmann Hans S f l I B  zum neuen Geschäftsführer.
Da der Kläger sich  w eigerte, sich  der Geschäftsführung 
zu enthalten, wurde ihm auf Antrag der Beklagten zu 1 i
durch einstw eilige Verfügung der 2. Kammer fü r Handels.- ', \
Sachen des Landgerichts in  Hannover vom 10.November J
1953 -  17 Q 36/53 -  aufgegeben, es zu unterlassen , i

i *
irgend eine T ätigkeit a ls  Geschäftsführer auszuüben. »
Die Beklagte zu 1 erhob alsbald  die Ausschließungs­
klage gegen ihn (Akten 17 0 223/53 des* Landgerichts 
in  Hannover) Das Verfahren wurde am 5« Hai 1954 durch• i
einen gerich tlichen  Vergleich beendet. In diesem ver­
p flic h te te  sich der damalige Beklagte, aus der Gesell­
schaft auszusch&iden, und ermächtigte g le ich ze itig  j
die Beklagte zu 1, seinen G eschäftsanteil bestmöglich 
zu verwerten. Anschließend heißt es in  dem Vergleich:

ii/rI
I• I%
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11 Sofern die Verwertung n icht zum Nominalwert oder 
darüber e rfo lg t, muß seine (gemeint i s t  der 
je tzige Kläger) Zustimmung eingeholt werden« 
Versagt er die Zustimmung innerhalb eines Mo­
nats oder e rk lä rt e r sich  innerhalb dieser*
F ris t n ich t, so s o ll  sein  G eschäftsanteil öf­
fen tlich  v e rs te ig e rt werden« Bis zur Veräuße­
rung i s t  der Beklagte (je tz ig e  Kläger) berech­
t i g t ,  das Angebot noch anzunehmen oder ein  
besseres Angebot se in e rse its  zu beschaffen.M

Die Bemühungen der Beklagten zu 1, den Geschäfts.- 
anteil des Klägers zu verwerten, hatten  zunächst keinen 
Erfolg. Als der Vater des Klägers im November 1954 ge­
storben war und seine Erben den Pachtvertrag mit der Be­
klagten zu 1 gekündigt ha tten , kam es Ende Juni 1933 zu 
einem sc h r if tl ic h  b estä tig ten  Vergleich zwischen der 
durch die Beklagte zu 3 vertretenen Beklagten zu 1 und 
der Erbengemeinschaft nach dem Vater des Klägers (zu der 
auch der Kläger gehörte), in  welchem die Beklagte zu 1 
sich verp flich te te , das inzwischen veräußerte Grundstück 
gegen Zahlung einer Abfindung zu räumen. Dabei wurde mit 
Rücksicht auf die Aufgabe des Betriebsgrundstücks die 
Liquidation der Beklagten zu 1 vorgesehen. Demgemäß 
wurde aus 1. J u li  1955 von den Gesellschaftern, also der 
Beklagten zu 3 und dem Kläger, die Auflösung der Ge­
sellschaft fü r den 30.September 1955 unter der Bedin­
gung beschlossen, daß der Vergleich zwischen der Erben­
gemeinschaft N flH H B und der Beklagten zu 1 in  a llen  
Vergleichspunkten abgewickelt würde.

Der Kläger verlangte mit Schreiben vom 24.Septem­
ber 1955 an die Beklagte zu 3 unter Hinweis darauf, daß 
die in dem Gesellschafterbeschluß vom 1. Ju li 1955 ge­
ste llte  Voraussetzung fü r die Auflösung der G esellschaft 
erfü llt se i und deshalb die Liquidation zum 30»Septem­
ber 1955 in  Kraft t r e te ,  die Einberufung einer Gesell­
schafterversammlung zwecks Wahl eines Liquidators, dem 
die Bücher und Schriften der Gesellschaft übergeben
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werden sollten* Die Beklagte zu 3 entsprach diesem Ver­
langen n ich t, sondern e rk lä rte  in  einer n o ta r ie ll  beur­
kundeten Verhandlung vom 29« September 1955» s ie  ver­
äußere a ls  a lle invertretungsberech tig te  Geschäftsführe­
r in  den G eschäftsanteil des Klägers unter Bezugnahme 
auf die in  dem Vergleich vom 5- Mai 1954 e r te i l t e  Er­
mächtigung zum Nominalwert von 12 000 DM an den Beklag­
ten zu 2 mit der Maßgabe, daö der Käufer die Verpflich­
tung zur Einzahlung des G eschäftsanteils fü r den bishe­
rigen G esellschafter übernehme« Damit e rk lä rte  sich 
der Beklagte zu 2 in  derselben Urkunde einverstanden 
und v e rp flich te te  s ich , den Kläger von der Einzahlungs­
p f lic h t auf den G eschäftsanteil in  Anrechnung auf den 
Kaufpreis fre izuste llen«  G leichzeitig  e rk lä rte  die Be­
klagte zu 5 aufgrund der der Beklagten zu 1 e r te i l te n  
Ermächtigung die Abtretung des G eschäftsanteils, die 
der Beklagte zu 2 annahm«

Am 18'. Oktober 1955 beschlossen sodann die Beklag­
ten zu 2 und 39 die Auflösung der GmbH aufzuheben, die 
s e i t  dem 30« September 1955 bestehende Abwicklungsge­
se llsc h a ft in  eine Erwerbsgesellschaft zu verwandeln 
und die Beklagte zu 3 wieder a ls  a lleinvertretungsbe­
rech tig te  Geschäftsführerin einzusetzen.

Der Kläger s te l l t e  sich demgegenüber auf den Stand­
punkt, der Vergleich vom 5« Mai 1954 habe durch den mit 
der Erbengemeinschaft WfBHHPa^G^schlossenen Vergleich 
vom Juni 1955 und durch den Biqnidationsbeschluß vom 
1. J u li  1955 seine Geschäftsgrundlage verloren und se i 
damit h in fä llig  geworden» Jedenfalls se i die Ermächti­
gung zur Veräußerung seines G eschäftsanteils nach dem 
Sinn des letztgenannten Vergleichs und des Auflösungs­
beschlusses erloschen. Er fo rderte  die Beklagte auf.
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eine Gesellschafterversammlung fü r den 11* Januar 1956 
einzuberufen und lud s ie  nach E rfo lg losigkeit dieser 
Aufforderung an diesem Tage ebenfalls ergebnislos zu 
einer Gesellschafterversammlung für den 20« Januar 1956 
ein, in der er ihre Abberufung a ls  Geschäftsführerin 
und Liquidatorin sowie die Bestellung des Assessors 
Walter 4 H 0 z u m  a lle in igen  Geschäftsführer und l iq u i­
dator beschloß«

• Der Kläger i s t  der Auffassung, die Beklagte zu 1 
wäre auch im Palle des Port best ehens der Veräußerungser­
mächtigung nicht befugt gewesen, den G eschäftsanteil 
ohne seine Zustimmung zu den mit dem Beklagten zu 2 
vereinbarten Bedingungen zu veräußern« Er hat mit der 
Klage gegen die Beklagten zu 1 und 2 die Feststellung 
verlangt,

a) daß die Übertragung seines G eschäftsanteils 
auf den Beklagten zu 2 unwirksam und n ich tig , 
dieser n icht G esellschafter der Beklagten zu 1 
geworden und der Kläger ih r  G esellschafter 
geblieben i s t ,

b) daß a lle  s e i t  dem 29« September 1955 ohne 
seine, des Klägers, Mitwirkung gefaßten Ge­
sellschafterbeschlüsse n ich tig  sind«

Mit einem weiteren Antrag wollte der Kläger festge­
s te llt  wissen, daß die Beklagten zu 1 und 3 verp flich ­
te t seien, ihm den aus der unbefugten Ausübung der 
im Vergleich vom 5* Mai 1954 e r te i l te n  Ermächtigung 
und aus der Eichteinberufung der von ihm beantragten 
Gesellschafterversammlung entstandenen und noch ent­
stehenden Schaden zu ersetzen«

♦



Die Beklagten haben demgegenüber geltend gemacht, 
die Verwertung des G eschäftsanteils se i dem Vergleich 
entsprechend zum Nominalwert vorgenommen worden«

Das Landgericht hat der Feststellungsklage mit Ein­
schränkungen entsprochen. Es hat die Klage insoweit ab­
gewiesen, a ls  der Kläger n ich t nur die Unwirksamkeit, 
sondern auch die N ichtigkeit der Übertragung seines Ge­
sch äftsan te ils  sowie der G esellschafterbeschlüsse s e i t  
dem 29. September 1955 und die Schadensersatzpflicht 
der Beklagten zu 1 und 3 wegen Nichteinberufung der von 
ihm geforderten Gesellschafterversammlung fe s tg e s te l l t  
haben w ollte.

Die Beklagten haben Berufung eingelegt, mit der s ie  
Abweisung der Klage auch im übrigen e rs tre b t und wider- 
klagend die Feststellung beantragt haben,

a) daß der Kläger n ich t berechtigt war, unter 
dem 30« Dezember 1955 die Einberufung einer 
Gesellschafterversammlung zu verlangen,

b) die von dem Kläger am 20« Januar 1956 ge­
faßten Beschlüsse wirkungslos sind,

h ilfsw eise ,
c) daß die Beklagte zu 1 berechtigt i s t ,  den 

Geschäftsanteil des Klägers ö ffen tlich  
versteigern  zu lassen«

Das Oberlandesgericht hat auf die Berufung der Be­
klagten die Klage auch insoweit abgewiesen, a ls  das 
Landgericht die Schadensersatzpflicht der Beklagten zu 1 
und 3 fe a tg e s te ll t  hatte« Im übrigen hat es die Berufung 
zurückgewiesen und die Widerklage abgewiesen«



Mit der Revision wollen die Beklagten die Klage 
auch im Umfange der Verurteilung abgewiesen haben. Sie 
verfolgen auch ihre Widerklage w eiter, wobei s ie  k la r­
g e s te llt  haben, daß der H ilfsantrag der Widerklage nur 
von der Beklagten zu 1 g e s te l l t  wird. Der Kläger e r­
s treb t die Zurückweisung der Revision.

Bat scheidungsgründe s

I . Das Berufungsgericht hat -  insoweit abweichend 
von der Begründung des U rte ils  des Landgerichts -  den 
gerichtlichen Vergleich vom 5* Mai 1954, der die um­
s tr itte n e  Ermächtigung der Beklagten zu 1 zur Verwertung 
des Geschäftsanteils des Klägers von 12 000 DM zum 
Nominalwert enthält,, wegen versteckten Dissenses über 
einen wesentlichen Punkt fü r n ich tig  erach te t. Es i s t  
überdies in einer Hilfsbegründung dem Landgericht darin 
beigetreten, daß die am 29* September 1955 vorgenommene 
Abtretung des Geschäftsanteils an den Beklagten zu 2 
nicht zu den in der Ermächtigung bestimmten Bedingungen 
erfo lg t und jedenfalls aus diesem Grunde unwirksam se i.

Die Revision wendet sich zunächst gegen die Annahme 
des Berufungsgerichts, die Vertragsparteien des Ver­
gleichs vom 5. Mai 1954 hätten  sich über einen Punkt 
nicht geeinigt, über den eine Vereinbarung getroffen 
werden sollte (§ 155 BGB). Es kann jedoch dah ingeste llt 
bleiben, ob die Voraussetzungen d ieser V orschrift nach 
dem von dem Berufungsgericht fe s tg e s te ilte n  Sachverhalt 
gegeben sind. Ihm i s t  jedenfalls darin  beizu treten , daß 
der Beklagte zu 2 den Geschäftsanteil des Klägers des­
halb nicht wirksam erworben hat, weil die der Beklagten 
zu 1 in dem Vergleich e r te i l te  Ermächtigung das mit
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dem Beklagten zu 2 vorgenommene Veräußerungsgeschäft 
nicht umfaßt«* Infolgedessen bedarf es auch keines Ein­
gehens auf die von der Hevisionsbeantwortung e rö rte r­
te  Frage9 ob die Unwirksamkeit eines Prozeßvergleichs 
nur durch Fortsetzung des B e c h ts s tre its / zu dessen Be­
endigung der Vergleich geschlossen worden i s t ,  geltend 
gemacht werden kann«*

Die Ermächtigung zur Verwertung des Geschäftsan- 
t e i l s  zum llominalwert hat dem Wortlaut nach einen a l l -  
gemein verständlichen Inhalt« Nach dem allgemeinen 
Sprachgebrauch i s t  mit dem Wort NominalwertM der 
Nennwert gemeint, der z.B« bei Wertpapieren und Aktien 
durch den gemäß den gesetzlichen V orschriften in  B-Mark 
anzugebenden Betrag bezeichnet wird* Hach § 14 GmbHG 
wird der G eschäftsanteil nach dem Betrage der übernom­
menen Stammeinlage bezeichnet« Bieser bestimmt also 
auch den Hennbetrag des G eschäftsanteils eines jeden 
G esellschafters (RGZ 130, 39, 43)* Somit deckt sich 
der llominalwert ( -  Kennwert) eines GmbH-Ante i 1 es mit 
dem Nennbetrag der übernommenen Stammeinlage, also im 
vorliegenden Falle mit dem Betrage von 12 000 BM« Eine 
Ermächtigung zur Verwertung eines G eschäftsanteils 
zum Nominalwert en thält daher nach dem Sprachgebrauch 
jedenfalls die Befugnis zur Veräußerung des Geschäfts­
a n te ils  zum Nennbeträge, d«h« die Gegenleistung des 
Käufers s o ll  der übernommenen Stammeinlage entsprechen* 
Ber bei den Vergleichsverhandlungen am $* Mai 1934 
n icht ausdrücklich geregelte S treitpunkt, ob die Be­
klagte zu 1 den auf die Stammeinlage des Klägers un­
s t r e i t ig  aus einem Barlehn seines Vaters en trich te ten  
Betrag von 3000 BM an diesen zurückgezahlt hat und ob 
der Kläger eine solche Zahlung gegen sich  gelten lassen 
müßte, b e t r i f f t  das in terne Abrechnungsverhältnis zv/i-

-■*
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sehen dem Kläger und der Beklagten zu 1. Oh die Ermäch­
tigung entgegen ihrem Wortlaut auch eine Veräußerung 
deckt, bei der der Erwerber nur die Verpflichtung über­
nahm, den Kläger von seiner Einzahlungspflicht zu be­
freien, wobei diese nach den mit dem Beklagten zu 2 
vereinbarten Bedingungen mit einem Betrage von 12 000 DM 
festgelegt worden i s t ,  mag dahinstehen« A llen fa lls  könn­
te  dies dann angenommen werden, wenn die Erfüllung der 
Verpflichtungen dies Beklagten so geregelt worden wäre, 
daß der Kläger auf eine alsbaldige ta tsäch liche B efrei­
ung von seiner Haftung der GmbH gegenüber vertrauen 
durfte« Der hier zu beurteilende Vertrag zwischen der 
Beklagten zu 1 und dem Beklkgten zu 2 läß t diese Frage 
aber gerade offen« Die Auslegung der Vereinbarung könnte 
zwar dazu führen, den Beklagten zu 2 fü r v e rp flich te t 
anzusehen, an die Gesellschaft insgesamt 12 000 DM zu 
zahlen, es fehlt jedoch an einer Festlegung des Beklag­
ten zu 2, wann diese Zahlung ta tsäch lich  erfolgen s o l l ­
te« Es kommt hinzu, daß dem Beklagten zu 2 nach seiner 
eigenen Erklärung bei Abschluß des Vertrages gesagt 
worden is t, er brauche zunächst: keine Zahlung zu leisten« 
Wenn das Berufungsgericht in  seiner Hilfsbegründung un­
te r diesen Umständen das Veräußerungsgeschäft n ich t a ls  
Veräußerung zum Nominalwert im Sinne des Vergleichs 
angesehen hat, so läß t dies keinen Rechtsfehler erken­
nen« Diese Auslegung der Ermächtigungsbestimmung in  
Verbindung mit den mit dem Beklagten zu 2 getroffenen 
Vereinbarungen i s t  auch dann n ich t zu beanstanden, wenn 
dabei berücksichtigt werden müßte, daß der Kläger nur 
in zweiter Reihe unter den in  § 22 Abs. 2 GmbHG be­
stimmten Voraussetzungen wegen des n ich t auf die Stamm­
einlage gezahlten Betrages in  Anspruch genommen werden 
könnte«

J
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Auch die weiteren Bügen der Revision greifen  n ich t 
durch- Sie macht in  diesem Zusammenhang geltend, das 
Berufungsgericht habe die Lage der Gesellschaft im Z eit­
punkt des gerich tlichen  Vergleichs n icht genügend be­
rü ck sich tig t. Dip Parteien seien sich darüber ein ig  
gewesen, daß die Lage der Gesellschaft damals außeror­
den tlich  bedrohlich gewesen s e i .  Bas mag zu treffen . 
Daraus fo lg t aber noch n ich t, daß die Ermächtigung zur 
Verwertung zum Nominalwert nach Treu und Glauben dahin 
verstanden werden mußte, daß s ie  auch eine Veräußerung 
umfassen s o ll te ,  bei der die ta tsäch liche Befreiung 
des Klägers aus der Haftung einem ungewissen künftigen 
Zeitpunkt Vorbehalten b lieb . Es kommt daher n ich t darauf 
an, ob bei der Lage der Gesellschaft im Zeitpunkt des 
gerich tlichen  Vergleichs an einen Barverkauf n ich t zu 
denken war und ob der damalige Prozeßvertreter des Klä­
gers zu dem Vergleich bemerkt h a t, er möchte n ic h t, daß 
sein  Mandant noch irgend etwas zuzahlen müsse, gegen die 
Möglichkeit einer Inanspruchnahme k ra ft Gesetzes werde 
er sich a llerd ings n ich t wehren können. Auch die Berück­
sichtigung dieses Umstandes re c h tfe r tig t n icht das Er­
gebnis, daß die Ermächtigung eine Vereinbarung decken 
s o l l te ,  wie s ie  mit dem Beklagten zu 2 getroffen worden 
i s t .

Dieser rechtlichen Beurteilung steh t ferner nicht 
entgegen, daß mit der Berufungsbegründung vom 27* Fe­
bruar 1956 die Abschrift einer Bürgschaftserklärung mit­
g e te i l t  worden i s t ,  wonach die Lehrter Volksbank die 
Bürgschaft fü r die Erfüllung der Verpflichtungen des 
Beklagten zu 2 gegenüber der Beklagten zu 1 übernommen 
h a tte . Der Kläger handelt n ich t wider Treu und Glauben, 
wenn e r diese Bürgschaft n ich t a ls  ausreichend angesehen 

t hat und die Abtretung des G eschäftsanteils an den Be-
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klagten zu 2 nicht gelten  lassen will« Denn er kann sich 
jedenfalls in  diesem Zusammenhang auch dem Beklagten zu 2 
gegenüber darauf berufen, daß der Abfindungsvergleich 
der Erbengemeinschaft mit der Beklagten zu 1 eine
neue läge geschaffen h a t, weil in  diesem Zusammenhang 
auch die Auflösung der GmbH vereinbart und alsbald  be­
schlossen worden i s t ,  wie noch zum H ilfsantrag der Wi­
derklage näher dargelegt werden wird« Dabei kann h ie r  
dahingestellt bleiben, ob a l le  diese E inzelheiten dem 
Beklagten zu 2 bekannt gewesen sind.

Dem Berufungsgericht i s t  somit darin beizu treten , 
daß die Veräußerung des G eschäftsanteils an den Beklag­
ten zu 2 die in  der Ermächtigung gegebenen, fü r ihn e r­
kennbaren Grenzen überschritten  h a t. Sie i s t  daher un­
wirksam, und der Kläger i s t  mithin G esellschafter der 
Beklagten zu 1 geblieben. Die von dem Berufungsgericht 
zur Klage getroffenen Feststellungen der tlrteilsform el 
sind damit g e re c h tfe r tig t,

I I ,  Die Widerklage hat das Berufungsgericht mit 
Recht abgewiesen,

1, Da der Kläger G esellschafter geblieben und a ls  
solcher gemäß § 50 Abs, 1 GmbHG befugt war, die Einbe­
rufung einer Gesellschaft erv er Sammlung zu verlangen, 
is t  der hiergegen gerich te te  Antrag der Widerklage zu a 
unbegründet. Dasselbe g i l t  h in s ic h tlich  des Antrages 
zu b, mit dem die Beklagten fe s tg e s te ll t  wissen wollten, 
daß die von dem Kläger am 20, Januar 1956 gefaßten Be­
schlüsse wirkungslos seien. Das Berufungsgericht hat 
dazu ausgeführt, gegen die G ültigkeit d ieser Beschlüsse 
seien Bedenken n icht e rs ic h tlic h  und auch abgesehen 
von dem behaupteten vorherigen Ausscheiden des Klägers 
als G esellschafter von den Beklagten n ich t erhoben worden.
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Dem i s t  beizutreten; auch die Revision hat hierzu weite­
res n ich t geltend gemacht»

2» Mit dem H ilfsantrag w ill die Beklagte zu 1 f e s t ­
g e s te l l t  wissen* daß s ie  berech tig t s e i, aufgrund des 
gerich tlichen  Vergleichs den G eschäftsanteil des Klä­
gers ö ffen tlich  versteigern  zu lassen» Das Berufungs­
gerich t hat dieses Begehren nur mit der Begründung ab­
gewiesen, der Vergleich se i n ich tig  und gebe daher kei­
ne Rechtsgrundlage fü r die verlangte Feststellung» Es 
kann jedoch auch h ie r  dah ingeste llt bleiben, ob diese 
rech tliche  Beurteilung g e rech tfe rtig t i s t  und den Revi­
sionsangriffen standzuhalten vermag; denn die Beklagte 
zu 1 kann mit dem H ilfsantrag auch dann n ich t durch­
dringen, wenn der g erich tliche  Vergleich n icht wegen 
Einigungsmangels n ich tig  i s t .  Das Berufungsgericht hat 
die Frage, welche Bedeutung dem mit der Erbengemein­
schaft geschlossenen Abfindungsvergleich und der ver­
einbarten und beschlossenen Liquidation der Beklagten 
zu 1 gegenüber dem gerich tlichen  Vergleich zukommt, 
nicht e rö r te r t  und brauchte das von seinem Standpunkt 
aus auch n ic h t. Der Senat i s t  jedoch in  der Lage, die 
Frage aufgrund des u n stre itig en  Sachverhalts von sich  
aus zu ent scheiden o Die Vereinbarung der Auflösung und 
Liquidation der Beklagten zu 1 i s t  im Zusammenhang da­
mit getroffen  worden, daß die Erbengemeinschaft der Be­
klagten zu 1 eine größere Abfindungssumme zah lte , die 
ausreich te , die Verpflichtungen der G esellschaft abzu­
decken und, wie von der Beklagten zu 1 n icht in  Abrede 
g e s te l l t  wird, sogar noch einen erheblichen Überschuß 
ergab» Wenn die Beklagte sich  unter diesen Umständen 
noch auf die Vereinbarung vom 5» Mai 1954 b eru ft, wonach 
sie  befugt sein  s o ll te , den G eschäftsanteil des Klägers
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n o tfa lls  zu versteigern , so se tz t s ie  sich damit je ­
denfalls in  Widerspruch zu den Grundsätzen von Treu 
und Glauben, da die Versteigerung des G eschäftsanteils 
unter ganz anderen Umständen vereinbart worden i s t ,  
denn einmal war sie  nur für den F all des Fortbestehens 
der damals notleidenden GmbH a ls  werbende Gesellschaft 
gedacht und außerdem war damals der Vater des Klägers 
noch am leben und nicht abzusehen, daß nach seinem 
bald darauf erfolgten Tode ein Abfindungsvergleich 
geschlossen werden würde, der e in e rse its  der GmbH e r­
hebliche M ittel zuführte, ih r  aber andererseits die 
B etriebsstätte  nahm* Unter diesen Umständen i s t  der 
Beklagten zu 1, wenn nicht schon in  dem Abfindungsver­
gleich ein Verzicht auf die Befugnis zur Veräußerung 
des Geschäftsanteils zu sehen i s t ,  jedenfalls  unter 
dem Gesichtspunkt von Treu und Glauben n icht mehr zur 
Versteigerung des G eschäftsanteils berech tig t, nachdem 
die Gesellschaft vereinbarungsgemäß in  Liquidation 
getreten und die Durchführung der Liquidation rech ts- 
wirksam beschlossen worden war* Aus diesem Grunde i s t  
auch der H ilfsantrag zur Widerklage jedenfalls  im Er­
gebnis mit Hecht abgewiesen worden*

III* Die Revision der Beklagten erweist s ich  dem­
nach in  vollem Umfang a ls  unbegründet. Sie war daher 
zurückzuweisen- Die Kostenentscheidung beruht auf 
1 97 ZK) in  Verbindung mit § 100 Abs» 2 ZPO*
Br* Gelhaar A rtl Br* Dorschei Dr.Mezger Dr »Messner

«i
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